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So geht’s nicht weiter! 

 

Die FDP Burscheid fordert die Verantwortlichen von Bund und Land auf, 

unverzüglich und mit höchster Priorität die Erneuerung der Autobahnbrücke 

Leverkusen und den Ausbau der Zubringerstrecken einschl. der A1 zwischen 

Mülheim und Leverkusen voranzutreiben.  Außerdem regen wir an zu prüfen, 

ob die Verlängerung der Abbiegespur vor dem Leverkusener Kreuz durch 

Öffnen der Standspur die Staulänge verkürzen und damit das Risiko von 

Auffahrunfällen mindern könnte. 

 

Seit der Sperrung der Leverkusener Autobahnbrücke für LKWs und der 

Sperrung von Fahrspuren der A 1 führt Burscheid die „Hitliste“ der Stauansagen 

noch öfter an. Wäre das schon nicht schlimm genug, so legen Tausende von 

„Autobahnflüchtlingen“ jeden Tag das gesamte Umfeld der Autobahnanschluss-

stelle in Burscheid lahm.  Insbesondere der LKW-Verkehr, der von Norden her 

in Burscheid die Autobahn verlässt und über Schlebusch oder Odenthal Ziele 

östlich von Köln oder eine südlich des Staus gelegene Anschlussstelle ansteuert, 

ist teilweise atemberaubend.  Nicht nur dass die Ausweichstrecken für diesen 

Verkehr nicht ausgelegt sind, darüber hinaus sind auch die Anwohner 

Lärm und Abgasen hilflos ausgeliefert. 

 

Angesichts der großen Zahl von Berufspendlern von und nach Burscheid  

(mehr als 12000, von denen ca. 52% die A1 Richtung Leverkusen/Köln hin und 

zurück benutzen oder benutzen könnten) bedeutet die zusätzliche 

Verkehrsbelastung nicht nur durch den Ausweichverkehr eine wesentliche 

Verschlechterung der Bedingungen für Burscheid als Wirtschaftsstandort.  

Bereits jetzt verlieren Burscheider Betriebe Tausende von Euro durch 

Staukosten und die Zahl der Neugründungen bleibt deutlich hinter der Zahl der 

Betriebsschließungen in Burscheid zurück.  Dies hat selbstverständlich auch 

längerfristige Auswirkungen auf den Haushalt der Stadt Burscheid durch 

geringere Gewerbesteuereinnahmen als mit einer vernünftigen 

Verkehrssituation.  Damit missachtet das Land und der Bund die Erfüllung der 

Zukunftsaufgaben unseres Landes, wie der Präsident des Bundesrechnungshofs 

feststellt.  Abhilfe tut Not! 
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